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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 200/10 B 
 
L 2 U 121/04 (LSG für das Saarland) 
S 3 U 61/02 (SG für das Saarland) 
 
 
 
……………………… , 
 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………….. , 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft, 
Hildegardstraße 29/30, 10715 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 30. September 2010 durch den 

Richter   Dr.  B e c k e r    als Vorsitzenden sowie die Richter   M u t s c h l e r     

und   H e i n z   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts für das Saarland vom 9. Juni 2010 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des LSG ist als unzulässig zu verwerfen (§§ 160a Abs 4 Satz 1, 169 SGG). Die Klägerin hat zur 

Begründung der Beschwerde entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG den geltend gemachten Zu-

lassungsgrund des Verfahrensmangels nicht hinreichend bezeichnet. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel 

geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend ge-

machte Verfahrensmangel kann auf eine Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachver-

halts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem 

das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Unabhängig davon, dass ein Verfahrensmangel durch das Übergehen eines Beweisantrags nur 

dann in Betracht kommt, wenn ein prozessordnungsgemäßer Beweisantrag gestellt worden ist, 

mit dem sowohl das Beweismittel als auch das Beweisthema angegeben und aufgezeigt wird, 

über welche Tatsachen im Einzelnen Beweis erhoben werden sollte (BSG SozR 4-1500 § 160a 

Nr 21 RdNr 6), ist "ohne hinreichende Begründung" nicht formell, sondern materiell im Sinne 

von "ohne hinreichenden Grund" zu verstehen (BSG SozR 1500 § 160 Nr 5). Entscheidend ist, 

ob sich das LSG von seinem sachlich-rechtlichen Standpunkt aus hätte gedrängt fühlen 

müssen, den beantragten Beweis zu erheben (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 9). Der 

Verfahrensmangel der unzureichenden Sachaufklärung ist daher nur ordnungsgemäß be-

zeichnet, wenn ua schlüssig dargelegt wird, inwiefern nach den dem LSG vorliegenden Be-

weismitteln Fragen zum tatsächlichen und medizinischen Sachverhalt aus der rechtlichen Sicht 

des LSG erkennbar offen geblieben sind, damit zu einer weiteren Aufklärung des Sachverhalts 

zwingende Veranlassung bestanden hat und die so zu ermittelnden Tatsachen nach der 

Rechtsauffassung des LSG entscheidungserheblich sind (BSG Beschluss vom 19.6.2008 -

 B 2 U 76/08 B - mwN). Umstände, durch die sich das LSG von seinem sachlich-rechtlichen 

Standpunkt aus hätte gedrängt fühlen müssen, eine ergänzende Stellungnahme bei Prof. 

Dr. B.                    einzuholen, sind der Beschwerdebegründung indes nicht zu entnehmen. Die 

Klägerin legt nur dar, weshalb es aus ihrer Sicht einer weiteren Sachverhaltsaufklärung bedurft 

hätte. 

 

Die in diesem Zusammenhang gerügte Verletzung des rechtlichen Gehörs ist ebenfalls nicht 

hinreichend bezeichnet. Die in § 160 Abs 2 Nr 3 SGG geregelte Beschränkung von Verfahrens-

rügen kann nicht über den Umweg der Vorschriften zum rechtlichen Gehör erweitert werden 

(BSG Beschluss vom 3.5.2007 - B 2 U 102/07 B - mwN). Soweit die Klägerin auch eine 

Verletzung des § 411 Abs 3 ZPO iVm § 118 Abs 1 Satz 1 SGG wegen Versagung des 
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Fragerechts gegenüber Prof. Dr. B.                      rügen wollte, sind sachdienliche Fragen oder 

erläuterungsbedürftige Punkte nicht aufgezeigt worden. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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